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EU: Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen wird einfacher

Die Justizministerinnen und -minister der Europäischen Union haben sich am 24.10.2008 auf eine Verordnung geeinigt, die die Durchsetzung von Unterhaltsforderungen in der Europäischen Union über die Grenzen hinweg erleichtern wird. Unterhaltsberechtigte, vor allem Kinder, sollen ihre Ansprüche auch dann effektiv durchsetzen können, wenn der Unterhaltsschuldner in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union lebt oder sich sein Vermögen dort befindet. Die neue Verordnung baut auf einem weltweiten Übereinkommen zur Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen auf; die Verhandlungen dazu wurden im Rahmen der Haager Konferenz für Internationales Privatrecht im November 2007 abgeschlossen.
Pressemitteilung BMJ, Europa im Überblick, Unterhaltsansprüche in Europa. 
Europäisches Parlament gegen Kinderhandel
Das Europäische Parlament fordert die EU-Mitgliedstaaten auf, die Bekämpfung des Kinderhandels in ihren nationalen Kinderschutzprogrammen zum vorrangigen Ziel zu machen. Darüber hinaus soll die Kommissionsstrategie für die Förderung und den Schutz der Rechte von Kindern mit einem entsprechenden Mittelrahmen ausgestattet werden. Die schriftliche Erklärung weist darauf hin, dass Kinderhandel ein noch immer anhaltendes Problem ist und alljährlich mehr als zwei Millionen Kinder betrifft, die für Zwangsarbeit und sexuelle Ausbeutung missbraucht werden. Die Zurücknahme der Vorbehaltserklärung der Bundesrepublik zur UN-Kinderrechtskonvention, die von verschiedenen Organisationen und Parteien immer wieder gefordert wird, wäre in diesem Zusammenhang ein wichtiger Schritt. Damit könnte die Situation von minderjährigen Flüchtlingen in Deutschland verbessert werden.
 
Bundesrat für Auskunftsanspruch zwischen Ehepartnern auch während noch bestehender Ehe
Mehr Klarheit über die Vermögensverhältnisse des Partners sollen Eheleute auch schon während der Ehe erlangen können. Dafür tritt der Bundesrat in seiner Stellungnahme ein, die er zum Regierungsentwurf über geplante Änderungen des ehelichen Zugewinnausgleichs- und des Vormundschaftsrechts am 10.10.2008 beschlossen hat. Der eheliche Auskunftsanspruch hinsichtlich der Einkommens- und Vermögensverhältnisse von Ehepartnern soll unabhängig von der Geltendmachung familienunterhaltsrechtlicher Ansprüche gelten. (PM Bundesrat)
BMJ-Forschungsvorhaben über gemeinsame elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern

Das Bundesamt für Justiz (BfJ) schreibt im Auftrag des Bundesjustizministeriums ein Forschungsvorhaben zum Thema „gemeinsame elterliche Sorge nicht miteinander verheirateter Eltern“ im Bundesanzeiger (Nr. 143, S. 3415) aus. Es soll Anfang 2009 beginnen. Das Bundesverfassungsgericht hatte bereits in seiner Entscheidung vom 29.01.2003 (FamRZ 2003, 285) eine entsprechende Untersuchung verlangt, um die Vorschrift des § 1626 a BGB weiterhin rechtfertigen zu können. Diese unterstellt die Alleinsorge der Mutter und schreibt vor, dass nur mit ihrer Zustimmung (Sorgeerklärung) der Vater die gemeinsame elterliche Sorge erlangen kann. (PM BVerfG, Urteil vom 29.1.2003, Az 1 BvL 20/99)
BGH: Eltern haften anteilig für den Volljährigenunterhalt bei Bemessung des Ehegattenunterhalts
Es geht um die Darlegungs- und Beweislast für den Unterhalt wegen Erwerbslosigkeit gemäß § 1573 Abs. 1 BGB. Eine anteilige Haftung (hier: unter Einbeziehens fiktiven Einkommens) beider für den Volljährigenunterhalt wird im Rahmen der Bemessung des Ehegattenunterhalts berücksichtigt. 
Az XII ZR 126/06, Urteil vom 30.7.2008, beim BGH unter Entscheidungen.
BGH: Vermögensauseinandersetzung bei Scheidung vor Beitritt
Sind Ehegatten vor dem Wirksamwerden des Beitritts im Beitrittsgebiet geschieden worden, so ist ihr gemeinschaftliches Eigentum und Vermögen, falls bislang nicht geschehen, nach Maßgabe des Art. 234 § 4 V EGBGB i.V.m. § 39 I des Familiengesetzbuchs der DDR (FGB) auseinanderzusetzen. Der Anspruch jedes Ehegatten auf eine solche Auseinandersetzung unterliegt nicht der Verjährung (Abgrenzung zum Senatsurteil vom 05.06.2002 - XII ZR 194/00 - FamRZ 2002, 1097, 1098). Der Anspruch ist auf eine umfassende Auseinandersetzung gerichtet. Ein Anspruch auf Entschädigung für die Nutzung eines im gemeinschaftlichen Eigentum der Ehegatten stehenden Grundstücks ist gemeinschaftliches Vermögen der Ehegatten und in die Auseinandersetzung nach § 39 I des Familiengesetzbuchs der DDR einzubeziehen. Dies gilt auch dann, wenn der Entschädigungsanspruch gegen den anderen Ehegatten gerichtet wird.
Az XII ZR 155/06, Urteil vom 6.8.2008, beim BGH unter Entscheidungen.

BGH: Ausschluss des Versorgungsausgleichs nichtig
Ein im Ehevertrag kompensationslos vereinbarter Ausschluss des Versorgungsausgleichs ist nichtig (nach § 138 Abs. 1 BGB), wenn die Ehegatten bewusst in Kauf nehmen, dass die Ehefrau wegen Kindesbetreuung alsbald aus dem Berufsleben ausscheiden und bis auf weiteres keine eigenen Versorgungsanrechte (abgesehen von Kindererziehungszeiten) erwerben wird. In solchen Fällen kann der Ausschluss des Versorgungsausgleichs sogar dazu führen, dass der gesamte Ehevertrag nichtig wird, wenn die Ehefrau bei seinem Abschluss im neunten Monat schwanger ist und ihr der Vertragsentwurf erstmals in der notariellen Verhandlung bekannt gegeben wird. 

Az XII ZR 6/07, Urteil vom 9.7.2008, beim BGH unter Entscheidungen.  

OLG Brandenburg: Fahrtkosten und Abwesenheitsgelder für Rechtsanwalt
Dem beigeordneten Rechtsanwalt sind Fahrtkosten und Abwesenheitsgelder zu vergüten, wenn sie zur sachgemäßen Wahrnehmung der Parteiinteressen erforderlich waren. Es kommt nicht darauf an, ob die Beauftragung des auswärtigen Anwalts notwendig im Sinne des § 91 II 1 ZPO war; vielmehr bestimmt sich der Umfang des Vergütungsanspruchs gemäß § 48 I RVG nach dem die Prozesskostenhilfe bewilligenden und die Beiordnung aussprechenden Beschluss. Wenn dieser keine das Mehrkostenverbot des § 121 III ZPO umsetzende Beschränkung enthält, sind die  geltend gemachten Reisekosten und das Tage- und Abwesenheitsgeld festzusetzen. 
Az 13 WF 68/08, Beschluss vom 1.10.2008.
OLG Zweibrücken: Verzicht auf künftige Trennungsunterhaltsansprüche
Ein Verzicht auf künftige Trennungsunterhaltsansprüche, wenn sie materiellrechtlich dem Grunde nach bestehen, ist gesetzlich nicht zulässig und somit unwirksam (§§ 1361 IV 4, 1360a III, 1614 I BGB). Der Bestand des materiellrechtlichen Anspruchs, der vollstreckt werden soll, wird zwar durch einen Vollstreckungsverzicht grundsätzlich nicht berührt. Da er jedoch im Ergebnis wie der Verzicht auf den materiellen Anspruch selbst wirkt, sind die genannten Vorschriften entsprechend anzuwenden.
Az 6 UF 19/08, Beschluss vom 21.8.2008, leider nicht in der Datenbank.
OLG Köln: Wöchentliche Arbeitszeit von 40-41 Stunden
Eine zusätzliche Nebentätigkeit, um die bis zum Selbstbehalt von 900 Euro erforderlichen Mehreinkünfte zu erzielen, ist zumutbar, insbesondere in Form von Aushilfs- oder Gelegenheitsarbeiten. Sie ist auch dann zumutbar, wenn dann die Gesamtarbeitszeit 40 bis 41 Stunden in der Woche beträgt und wenn eine Fahrstrecke von 30 km zur Arbeitsstelle und 30 km zurück bewältigt werden muss. 
Az 4 WF 104/08, Beschluss vom 10.9.2008.
KG: Abänderung  für 71jährige nach 28 Jahren Unterhaltsbezug unzumutbar
Auch wenn man eine Gleichrangigkeit der Unterhaltsansprüche der 71jährigen Antragsgegnerin und der jetzigen Ehefrau des Antragstellers annehmen wollte, so ist eine Abänderung nur vorzunehmen, wenn diese Veränderung der Antragsgegnerin zumutbar ist. (§ 36 Nr. 1 EGZPO). Die bezieht jedoch seit nunmehr 28 Jahren Unterhalt und durfte sich darauf einstellen, dass dies so weiter geht. Der Verweis des Antragsteller auf § 1569 BGB n.F. geht fehl, denn die Antragsgegnerin kann als Rentnerin mit erheblichen gesundheitlichen Einschränkungen nicht selbst für ihren Unterhalt sorgen.

Az  13 WF 58/08, Beschluss vom 11.7.2008.
OLG Dresden und OLG Bremen: Präklusion für zeitliche Befristung
Ein unterhaltsrechtliches Abänderungsbegehren, mit dem eine nachträgliche Befristung von nachehelichem Ehegattenunterhalt verlangt wird, ist unzulässig, wenn der Ausgangstitel nach der maßgeblichen Änderung der Rechtsprechung (BGH, Urteil vom 12.4.2006, Az XII RZ 240/03, FamRZ 2006, 1006 und NJW 2006, 2401) errichtet worden ist, so dass die seitdem erweiterten Möglichkeiten einer Unterhaltsbefristung schon damals hätten berücksichtigt werden können. 

OLG Dresden Az 20 WF 0574/08, Beschluss vom 4.7.2008
OLG Bremen Az 4 WF 68/08, Beschluss vom 24.6.2008
OLG Hamm: Nutzungsvorteil bei „aufgedrängter“ Nutzung eines Firmen-PKW

Wenn ein PKW vom Arbeitgeber dem Unterhaltsschuldner auch zur privaten Nutzung zur Verfügung gestellt wird, ist er als Sachleistung unterhaltsrechtlich als Einkommensbestandteil zu behandeln. Der Nutzungsvorteil bemisst sich regelmäßig nach der Nutzungsmöglichkeit. Die steuerrechtliche Pauschalisierung von 1 Prozent des Bruttoanschaffungspreises ist im Regelfall eine geeignete Schätzgrundlage. Dies gilt jedoch nicht, wenn der PKW die tatsächlichen Einkommens- und Lebensverhältnisse des Unterhaltsschuldners deutlich übersteigt und ihm der teure Wagen nur deshalb zur Verfügung gestellt wurde, weil das Erscheinungsbild des Arbeitgebers entscheidend durch einen repräsentativen Firmen-Pkw geprägt wird.

Az 6 UF 42/07, Urteil vom 16.8.2007. 

Zeitschrift Forum Familienrecht
Im Heft Nr. 11, das im November erscheint, u.a. Aufsätze zu den Themen „die Rechtsprechung des BGH zu den wandelbaren ehelichen Lebensverhältnissen“ (Hans-Ulrich Graba, Vorsitzender Richter am OLG München) und „Verfahren bei Kindeswohlgefährdung“ (Dr. Isabell Götz, Richterin am OLG München, stellv. Vors. DFGT). Wie bereits in den letzten Heften, steht auch in der neuen Nummer das FamFG auf dem Programm. Im Editorial geht RA Klaus Schnitzler auf dieses und auf andere Reformvorhaben im Familienrecht ein.    
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 
Termine

Die diesjährige Herbsttagung (mit Mitgliederversammlung) steht vor der Tür. Sie  findet vom 27.11. bis 29.11. 2008 in Potsdam statt. Für Kurzentschlossene sind noch Plätze frei. Der Tagung ist in diesem Jahr ein Symposium über das französische Familienrecht vorangestellt. Unter dem Titel „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“ wird ein reichhaltiges Programm angeboten. Aber auch die Reformen im Familienrecht bieten reichlich Stoff. So diskutieren auf dem Podium Dr. Birgit Grundmann, Bundesministerium der Justiz, Berlin, Vors. RiOLG Hamm, Fritz Finke, Hamm und Rechtsanwalt u. Notar Wolfgang Schwackenberg, Oldenburg, über Streitfragen nach der Unterhaltsrechtsreform, Moderation Rechtsanwältin Dr. Lore Maria Peschel -Gutzeit, Berlin. Mit den anstehenden Neuerungen im Güterrecht befasst sich Rechtsanwalt Jörn Hauß, Duisburg: Versorgungsausgleich und Zugewinn – Was ist vor den Reformen zu beachten? In der aktuellen Stunde am Sonnabendvormittag berichtet Dr. Meo-Micaela Hahne, Vors. Richterin  am BGH, Karlsruhe, aus der „Werkstatt BGH“. Außerdem werden neue Werbemaßnahmen der Arbeitsgemeinschaft präsentiert. Das vollständige Programm finden Sie auf unserer Internetseite, dort können Sie sich auch anmelden. 

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie auch die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
Europäische Familienrechtskonferenz in Brüssel vom 11.-12.12.2008, CCBE (Council of Bars & Law Societies of Europe) und ERA (Europäische Rechtsakademie) haben gemeinsam eine Veranstaltung von Praktikern für Praktiker organisiert, die sich mit grenzüberschreitenden Familienrechtsproblemen befasst. Programm und Anmeldung. 
Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au .
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
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